Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/325 


Sachgebiet 7 


Vorblatt 


Vorschläge der EG-Kommission 
für Verordnungen des Rates 

a) zur Einführung eines gemeinsamen Verfahrens für 
die Verwaltung mengenmäßiger Kontingente 

b) zur Schäftung einer gemeinsamen Regelung für die 
Einfuhren aus anderen als Staatshandelsländern 

(Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Die Rechtsvorschriften 

a) für die Verwaltung mengenmäßiger Kontingente (gegenüber 
Drittländern allgemein), 

b) für die liberalisierten Einfuhren gegenüber bestimmten Dritt- 
ländern (andere als Staatshandelsländer) und das bei diesen 
Einfuhren anzuwendende gemeinschaftliche Überwachungs- 
verfahren 

wurden vom Rat der EG bisher in getrennten Verordnungen 

und auch nur zum Teil geregelt. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt vor: 

Zu a) 

Zur Vereinheitlichung und Vereinfachung des Verfahrens eine 
Neufassung der Rechtsvorschriften, bei der die Verwaltung 
mengenmäßiger Kontingente sowohl für die Einfuhren als auch 
für die Ausfuhren einheitlich geregelt wird. 

Zu b) 

Zur Vereinheitlichung und Vereinfachung des Verfahrens eine 
Zusammenfassung der bisher getrennt geregelten Materien in 
einem einheitlichen Text. 
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Der Ausschuß empfiehlt: 

Zu a) 

Ein beweglicheres Verfahren für die Verwaltung von Kontin- 
genten vorzusehen. 

Zu b) 

Die Liste der liberalisierten Erzeugnisse auf dem höchsten 
Stand zu vereinheitlichen. 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Vorschlag 

Der Bundestag nimmt von den Vorschlägen der EG-Kommission 
Kenntnis, fordert die Bundesregierung jedoch auf, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel für eine verbesserte Regelung im Sinne 
der Ausschußempfehlung einzutreten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschläge der EG-Kommission für 

eine Verordnung des Rates zur Einführung eines gemeinsamen 
Verfahrens für die Verwaltung mengenmäßiger Kontingente 

eine Verordnung des Rates über die Anwendung der Verord- 
nung (EWG) Nr. . . . über die Einführung eines gemeinsamen 
Verfahrens für die Verwaltung mengenmäßiger Kontingente 
auf die französischen überseeischen Departements 

— Drucksache VI/48 — 

eine Verordnung des Rates zur Schaffung einer gemeinsamen 
Regelung für die Einfuhren aus anderen als Staatshandels- 
ländern 

eine Verordnung des Rates über die Anwendung der Verord- 
nung (EWG) Nr. . . . zur Schaffung einer gemeinsamen Rege- 
lung für die Einfuhren aus anderen als Staatshandelsländern 
auf die französischen überseeischen Departements 

— Drucksache VI/89 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lange 


Die Vorschläge der EG-Kommission — Druck- 
sachen VI/48, VI/89 — , wurden vom Herrn Präsiden- 
ten mit Schreiben vom 14. und 17. November 1969 
an den Ausschuß für Wirtschaft zur Beratung über- 
wiesen. 

Bei der Verwaltung und Aufteilung mengenmäßi- 
ger Kontingente hat der Rat der EG Rechtsvorschrif- 
ten bisher nur für Wareneinfuhren erlassen. Bei den 


von der Gemeinschaft liberalisierten Einfuhren aus 
bestimmten Drittländern (andere als Staatshandels- 
länder) wurde das Verfahren im Jahre 1968 in 
2 Verordnungen geregelt. Diese gemeinsame Libera- 
lisierungsliste war im Jahre 1969 um eine Reihe von 
weiteren Waren erweitert worden. 

In allen Verordnungen ist u. a. vorgesehen, daß 
der Rat spätestens drei Monate vor Ablauf der 
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Übergangszeit die durch die einzuführende gemein- 
same Handelspolitik bedingten Anpassungen vor- 
nimmt. 

In den vorliegenden Verordnungsentwürfen wird 
vorgeschlagen, die Rechtsvorschriften zu vereinheit- 
lichen und zu vereinfachen. Bei der Verwaltung der 
Kontingente soll in der Hauptsache das Verfahren 
auch auf Ausfuhrkontingente ausgedehnt werden. 

Bei der gemeinsamen Regelung für die Einfuhren 
aus anderen als Staatshandelsländern soll die bisher 
getrennt geregelte Materie in einem Text zusam- 
mengefaßt werden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die beiden Ver- 
ordnungsentwürfe in seiner Sitzung vom 22. Januar 
1970 beraten und dabei festgestellt, daß 


a) das für die Verwaltung und Aufteilung von Kon- 
tingenten vorgeschlagene Verfahren zu starr und 
unbeweglich ist. Hier ist es unbedingt erforder- 
lich, bei den Verhandlungen in Brüssel eine 
Regelung zu erwirken, die es ermöglicht, der 
wirtschaftlichen Entwicklung laufend ohne Ver- 
zug und bürokratische Hemmnisse zu folgen; 

b) bei der Liberalisierungs-Verordnung die Liste 
der der liberalisierten Erzeugnisse auf den höch- 
sten Stand vereinheitlicht wird. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
von den Vorschlägen der Kommission Kenntnis zu 
nehmen und der Entschließung zuzustimmen. 


Bonn, den 29. Januar 1970 


Erwin Lange 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) von den Vorschlägen der EG-Kommission 
— Drucksachen VT/ 48, W89 — Kenntnis zu neh- 
men, 

b) die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 

— bei der Verordnung über die Verwaltung der 
mengenmäßigen Kontingente eine Regelung 
erwirkt wird, die es ermöglicht, der wirt- 
schaftlichen Entwicklung laufend ohne Verzug 
und bürokratische Hemmnisse zu folgen, 

— bei der Liberalisierungsverordnung eine Ver- 
einheitlichung der Liberalisierungsliste auf 
den höchsten Stand erreicht wird. 


Bonn, den 29. Januar 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Erwin Lange 

Vorsitzender Berichterstatter 
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